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Amtliche Verlautbarung der österreichischen Sozialversicherung im Internet: www.ris.bka.gv.at 

Sozialversicherungsanstalt der Bauern 

 

Die Sozialversicherungsanstalt der Bauern verlautbart gemäß § 215a BSVG: 

Anhang zur Geschäftsordnung des Vorstandes in der Fassung der 5. Änderung 

 

Der Anhang zur Geschäftsordnung der Vorstandes der Sozialversicherungsanstalt der Bauern, avsv 
Nr. 39/2008, 1. Änderung avsv Nr. 2/2009, 2. Änderung avsv Nr. 108/2011, 3. Änderung avsv Nr. 52/2014, 4. 
Änderung avsv Nr. 18/2016, in der Fassung der 5. Änderung lautet: 

 

Delegierungsbeschlüsse des Vorstandes 

§ 1. Dieser Anhang enthält Zeitpunkt und Wortlaut aller Beschlüsse des Vorstandes der Sozialversicherungsanstalt 
der Bauern, mit denen nach § 195 BSVG 

 1.  einzelne Vorstandsobliegenheiten 

 - Ausschüssen aus Mitgliedern der Generalversammlung 

 - dem Obmann oder 

 2.  bestimmte laufende Angelegenheiten 

 - dem Büro 

übertragen wurden. 

Obliegenheiten, die dem Management übertragen wurden 

§ 2. Folgende Beschlüsse wurden gefasst: 

 1. Beschluss vom 31. März 2014, Punkt 21 der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 01.04.2014 werden folgende Zuständigkeiten in dienstrechtlichen Angelegenheiten dem Management 
übertragen: 

 - Abschluss von freien Dienstverträgen (mit Ausnahme des Abschlusses der freien Dienstverträge iZm. 
Gesundheitsaktionen) 

 - Abschluss von Betriebsvereinbarungen. 

 - Abschluss von Sondervereinbarungen gemäß §§ 1 Abs. 8 DO.A, 1 Abs. 5 DO.B und 1 Abs. 5 DO.C. 

 - Erteilung der Nachsicht bei Vorliegen eines Ausschließungsgrundes für die Anstellung gemäß §§ 3 Abs. 3a 
DO.A, 3 Abs. 3a DO.B und 2 Abs. 3a DO.C. 

 - Anrechnung von weiteren Dienstzeiten oder einschlägigen Ausbildungszeiten gemäß §§ 13 Abs. 2 und 3 
DO.A, 13 Abs. 3 DO.B und 12 Abs. 2 DO.C. 

 - Anrechnung zusätzlicher Versicherungszeiten für die Pensionsbemessung gemäß §§ 134 Abs. 3 DO.A, 121 
Abs. 3 DO.B und 122 Abs. 3 DO.C. 

 - Gewährung eines Studienurlaubes gemäß § 21 DO.B. 

 - Aberkennung des erhöhten Kündigungsschutzes gemäß §§ 22 Abs. 2 DO.A, 22 Abs. 3 DO.B und 20 Abs. 2 
DO.C. 

 - Entscheidung über Beschwerden gegen den leitenden Angestellten gemäß §§ 23 Abs. 2 DO.A, 23 Abs. 2 
DO.B und 21 Abs. 2 DO.C. 

 - Entscheidung über Einsprüche gegen die Dienstbeschreibung gemäß §§ 24 Abs. 6 DO.A, 24 Abs. 6 DO.B 
und 22 Abs. 6 DO.C. 

 - Entscheidung über den teilweisen oder gänzlichen Verzicht auf die Leistung von Schadenersatz gemäß §§ 26 
DO.A, 26 DO.B und 24 DO.C. 

 - Übernahme in den Dienst gemäß §§ 28b DO.A, 28b DO.B und 26b DO.C. 

 - Versetzung in den Ruhestand gemäß §§ 149 Abs. 2, 3 und 5 DO.A, 206 Abs. 2, 3 und 5 DO.A, 134 Abs. 2, 3 
und 5 DO.B, 184 Abs. 2, 3 und 5 DO.B, 137 Abs. 2, 3 und 5 DO.C sowie 182 Abs. 2, 3 und 5 DO.C mit 
Ausnahme des/der leitenden Angestellten, dessen/deren bestellten ständigen und nicht ständigen Stellvertre-
tern/Stellvertreterinnen, des leitenden Arztes/der leitenden Ärztin, aller in Gehaltsgruppe F einzureihenden 
Bediensteten mit leitender Funktion, des ärztlichen Leiters/der ärztlichen Leiterin in den eigenen Einrichtun-
gen sowie der Pflegedienstleitung. 

 - Aufschiebung der vom Bediensteten beantragten Versetzung in den Ruhestand gemäß §§ 149 Abs. 2 DO.A, 
206 Abs. 2 DO.A, 134 Abs. 2 DO.B, 184 Abs. 2 DO.B, 137 Abs. 2 DO.C und 182 Abs. 2 DO.C, jeweils 
letzter Satz. 
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 - Gewährung von einmaligen Belohnungen, Prämien und Vergütungen gemäß §§ 35 Abs. 9 DO.A, 35 Abs. 10 
DO.B und 34 Abs. 9 DO.C. 

 - Bestellung und Einreihung von 

 • Verwaltungsangestellten und Gewährung von iZm. dieser Bestellung vorgesehenen Zulagen ab Gehalts-
gruppe D, Dienstklasse I, mit Ausnahme des/der leitenden Angestellten, dessen/deren bestellter ständi-
ger und nicht ständiger Stellvertreter/Stellvertreterinnen sowie aller in Gehaltsgruppe F einzureihenden 
Bediensteten mit leitender Funktion. 

 • Pflegepersonal ab Gehaltsgruppe III, Dienstklasse A, mit Ausnahme der Pflegedienstleitung. 

 • Stellvertreter/Stellvertreterinnen des ärztlichen Leiters/der ärztlichen Leiterin in eigenen Einrichtungen. 

 - Gewährung von außerordentlichen Vorrückungen gemäß §§ 40 Abs. 7 DO.A, 40 Abs. 6 DO.B und 36 
Abs. 7 DO.C. 

 - Gewährung von Verwendungszulagen gemäß §§ 50 DO.A, 47 DO.B und 42 DO.C ab Gehaltsgruppe E, 
Dienstklasse I, bzw. beim Pflegepersonal ab Gehaltsgruppe III, Dienstklasse A, mit Ausnahme der Verwen-
dungszulage für tageweise höherwertige Vertretungstätigkeit. 

 - Festsetzung des Prozentsatzes einer Leitungs- oder Funktionszulage gemäß §§ 50 Abs. 1 DO.A und 47 
Abs. 1 DO.B, jeweils letzter Satz. 

 - Gewährung von Aushilfen gemäß §§ 65 Abs. 3 DO.A, 57 Abs. 3 DO.B und 52 Abs. 3 DO.C. 

 - Gewährung außerordentlicher Leistungen gemäß §§ 86 DO.A, 78 DO.B und 72 DO.C. 

 - Verzicht auf die Anwendung der Ruhensbestimmungen gemäß §§ 100 Abs. 3 DO.A, 92 Abs. 3 DO.B und 
85 Abs. 3 DO.C. 

 - Entziehung von Ansprüchen gemäß §§ 102a DO.A, 94a DO.B und 88a DO.C. 

 - Beschlussfassung über Ersatz für Beschädigung von Bediensteten verwendeter Kraftfahrzeuge im Rahmen 
von Dienstreisen.“ 

 2. Beschluss vom 13. März 2002, Punkt 13 der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Der Vorstand beschließt mit sofortiger Wirksamkeit die folgende Übertragung der rechtsgeschäftlichen Ver-
fügungen: 

Wertgrenze Zuständigkeit 

bis € 40.000,00 
(ATS 550.412,00) 

Obmann und zuständiges Mitglied Direktion 

bis € 80.000,00 
(ATS 1.100.824,00) 

Management 

über € 80.000,00 
(ATS 1.100.824,00) 

Vorstand 

Feststellungen: 

 - Die Beträge verstehen sich exklusive Mehrwertsteuer 

 - Die Wertgrenzen beziehen sich auf das einzelne Rechtsgeschäft; bei Gütern und Dienstleistungen auf den 
Auftragswert, bei Ausscheidung von Inventargegenständen, die nicht ersetzt werden, auf den seinerzeitigen 
Anschaffungswert und bei Ausscheidungen, die mit einer Ersatz-, Erweiterungs- oder Rationalisierungsinvesti-
tion verbunden sind, auf den Wert der Investition. Die Zuständigkeit bei der Ausscheidung von Inventargegen-
ständen liegt grundsätzlich beim Büro.“ 

 3. Beschluss vom 12. Dezember 2000, Punkt 12d der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Mit Wirksamkeit ab 1. Jänner 2001 wird die Entscheidung zur Abschreibung von uneinbringlichen Beiträgen 
bis S 50.000,00 dem Büro sowie bis S 200.000,00 dem Management übertragen.“ 

 4. Beschluss vom 11. Dezember 2001, Punkt 19c der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Die Entscheidung über die Abschreibung fällt ab 1. Jänner 2002 in die Kompetenz des Büros bis € 3.650,00 
(S 50.225,10) und des Managements bis € 14.550,00 (S 200.212,37).“ 

 5. Beschluss vom 6. März 2001, Punkt 19b der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 1. Jänner 2001 wird dem Management die namentliche Bestellung der Sicherheitsvertrauenspersonen, der 
Sicherheitsfachkräfte und der Arbeitsmediziner nach dem ASchG, die namentliche Bestellung der Mitglieder 
der Qualitätssicherungskommissionen in den Eigenen Einrichtungen und die Bestimmung eines Leiters/Leiterin 
sowie die namentliche Bestellung der Abfallbeauftragten übertragen.“ 

 6. Beschluss vom 28. September 2016, Punkt 12 der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 01. Oktober 2016 wird dem Management die Entscheidung über die Abschreibung wegen Uneinbringlich-
keit von Regressforderungen, über den gänzlichen oder teilweisen Verzicht auf diese sowie über den Abschluss 
von Vergleichen in Regressangelegenheiten, all dies soweit der betragliche Restwert mehr als € 5.000,-- aus-
macht – bis zum Gegenwert der bezirksgerichtlichen Wertgrenze – übertragen.“ 
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 7. Beschluss vom 6. März 2001, Punkt 19b der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 1. Jänner 2001 wird dem Management die Entscheidung über die Erteilung der Zustimmung zur Übertra-
gung von Ansprüchen auf Geldleistungen gemäß § 61 Abs. 2 BSVG und § 98 Abs. 2 ASVG, wenn von der Zu-
stimmung die Kreditwürdigkeit des Anspruchsberechtigten abhängt oder andere triftige Gründe für eine 
Übertragung vorliegen, übertragen.“ 

 8. Beschluss vom 29. Oktober 2002, Punkt 10 der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 1. Oktober 2002 wird dem Management die Entscheidung über die Erteilung der Zustimmung zur Über-
tragung von Ansprüchen auf Geldleistungen gemäß § 61 Abs. 2 BSVG und § 98 Abs. 2 ASVG, wenn von der 
Zustimmung die Kreditwürdigkeit des Anspruchsberechtigten abhängt oder andere triftige Gründe für eine 
Übertragung vorliegen – all dies, soweit sich die Übertragung nicht ausschließlich auf einen Kinderzuschuss 
aus der Pensionsversicherung bzw. eine Ausgleichszulagenrichtsatzerhöhung bezieht – übertragen.“ 

 9. Beschluss vom 6. März 2001, Punkt 19b der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Der Vorstand der Sozialversicherungsanstalt der Bauern überträgt die Kompetenz zur Beschlussfassung in 
Vertragsrechtsangelegenheiten ausgenommen 

 - Vertragsabschlüsse von grundsätzlicher politischer Bedeutung 

 - den Abschluss von Gesamtverträgen 

 - den Abschluss und die Änderung von Verträgen, die einen Mehraufwand für die SVB von mehr als 
S 500.000,00 per anno erwarten lassen 

im Sinne dieses Berichtes ab 1. Jänner 2001 an das Management. Das Management hat dem Vorstand über die 
getroffenen Beschlüsse regelmäßig zu berichten.“ 

 10. Beschluss vom 29. Oktober 2001, Punkt 7 der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Der Vorstand beschließt die Änderung des im Übertragungsbeschluss vom 6. März 2001 festgesetzten Betra-
ges von S 500.000,00 auf € 40.000,00 ab 1. Jänner 2002.“ 

 11. Beschluss vom 6. März 2001, Punkt 19b der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 1. Jänner 2001 wird dem Management die Beschlussfassung über die Verleihung von Sicherheitsplaketten 
übertragen.“ 

 12. Beschluss vom 3. Juli 2001, Punkt 13b der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 1. Jänner 2001 wird die Befugnis zur Bevollmächtigung von Bediensteten zwecks Wahrnehmung der An-
staltsvertretung vor Gerichten, Ämtern und Behörden dem Management übertragen.“ 

 13. Beschluss vom 29. Oktober 2001, Punkt 8b der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„In Entscheidungsfällen der sozialen Betriebshilfe, die über die Richtlinien bzw. die vertraglichen Regelungen 
mit dem Bundesverband hinausgehen, wird ab sofort die Entscheidungszuständigkeit an das Management über-
tragen.“ 

Obliegenheiten, die dem Obmann/der Obfrau übertragen wurden 

§ 3. Folgende Beschlüsse wurden gefasst: 

 1. Beschluss vom 31. März 2014, Punkt 21 der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 01.04.2014 sind dem Obmann/der Obfrau folgende Obliegenheiten in dienstrechtlichen Angelegenheiten 
übertragen: 

 - Aufnahme von Bediensteten und Beendigung von Dienstverhältnissen, die nicht in die Kompetenz des 
Vorstandes oder Managements fallen (im Einvernehmen mit dem/der leitenden Angestellten). 

 - Erstellung der Dienstbeschreibung für den leitenden Angestellten/die leitende Angestellte. 

 - Anordnung von Dienstreisen des/der leitenden Angestellten der Anstalt sowie Dienstreisen von Bediensteten 
ins Ausland. 

 - Versetzung in den Ruhestand gemäß §§ 149 Abs. 3 DO.A, 206 Abs. 3 DO.A, 134 Abs. 3 DO.B, 184 Abs. 3 
DO.B, 137 Abs. 3 DO.C und 182 Abs. 3 DO.C, wenn das Management nicht zeitgerecht zusammentreten 
kann. In diesem Fall ist das Einvernehmen mit dem/der leitenden Angestellten herzustellen (satzungsmäßige 
Fertigung des Schreibens über die Versetzung in den Ruhestand) und dem Management die erfolgte Ruhe-
standsversetzung nachträglich zur Kenntnis zu bringen. 

Bei Versetzung in den Ruhestand des/der leitenden Angestellten, dessen/deren bestellter ständiger und nicht 
ständiger Stellvertreter/Stellvertreterinnen, des leitenden Arztes/der leitenden Ärztin, dessen/deren bestellten 
ständigen Stellvertreters/Stellvertreterin, aller in Gehaltsgruppe F einzureihenden Bediensteten mit leitender 
Funktion, des ärztlichen Leiters/der ärztlichen Leiterin in den vormals eigenen Einrichtungen sowie der 
Pflegedienstleitung im Sinne der angeführten Bestimmungen ist bei nicht zeitgerecht möglichem Zusam-
mentreten des Vorstandes diesem die erfolgte Ruhestandsversetzung nachträglich zur Kenntnis zu bringen. 

Folgende Obliegenheiten sind dem Obmann/der Obfrau gegen nachträglichen Bericht im Management übertra-
gen: 

 - Übernahmen von Bediensteten innerhalb der Sozialversicherungsanstalt der Bauern von einem Regionalbüro 
in ein anderes. 
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 - Regionalübergreifende Abordnung und Versetzung bzw. Gewährung von Übersiedlungsgebühren aus 
diesem Titel gemäß §§ 77, 78 DO.A, 69, 70 DO.B und 64, 65 DO.C. 

 - Gewährung von Verwendungszulagen gemäß § 50 DO.A auf Gehaltsgruppe D, Dienstklasse I und II.“ 

 2. Beschluss vom 26. März 2008, Punkt 18 der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 1. Jänner 2008 wird unbeschadet der Verantwortlichkeit des Vorstandes hiermit der Obmann/die Obfrau 
zur Vertretung der Anstalt nach außen ermächtigt. Im Falle seiner/ihrer Verhinderung gehen diese Befugnisse 
auf den ersten Obmannstellvertreter/die erste Obmannstellvertreterin, falls auch diese/r verhindert ist, auf den 
zweiten Obmannstellvertreter/die zweite Obmannstellvertreterin über.“ 

 3. Beschluss vom 29. Oktober 2002, Punkt 10 der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 1. Oktober 2002 ist der Obmann (die Obmannstellvertreter) zur Zeichnungsberechtigung gegenüber Geld-
instituten mit der Maßgabe ermächtigt, dass die Zeichnung jeweils durch zwei Personen zu erfolgen hat, wobei 
die Gegenzeichnung durch den leitenden Angestellten, seinen ständigen Stellvertreter, einen Angestellten mit 
Befugnis, den leitenden Angestellten zu vertreten bzw. einen sonstigen vom Vorstand hiezu ermächtigten Be-
diensteten vorzunehmen ist.“ 

 4. Beschluss vom 13. März 2002, Punkt 13 der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Der Vorstand beschließt mit sofortiger Wirksamkeit die folgende Übertragung der rechtsgeschäftlichen Ver-
fügungen: 

Wertgrenze Zuständigkeit 

bis € 40.000,00 (ATS 550.412,00) Obmann und zuständiges Mitglied Direktion 

Feststellungen: 

 - Die Beträge verstehen sich exklusive Mehrwertsteuer 

 - Die Wertgrenzen beziehen sich auf das einzelne Rechtsgeschäft; bei Gütern und Dienstleistungen auf den 
Auftragswert, bei Ausscheidung von Inventargegenständen, die nicht ersetzt werden, auf den seinerzeitigen 
Anschaffungswert und bei Ausscheidungen, die mit einer Ersatz-, Erweiterungs- oder Rationalisierungsinvesti-
tion verbunden sind, auf den Wert der Investition.“ 

Laufende Angelegenheiten, die dem Büro 
der Sozialversicherungsanstalt der Bauern übertragen wurden 

§ 4. Folgende Beschlüsse wurden gefasst: 

 1. Beschluss vom 6. April 2011, Punkt 18 der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 01.01.2011 wird dem Büro des Versicherungsträgers die Vollziehung der arbeits- und dienstrechtlichen 
Bestimmungen übertragen, soweit diese nicht ausdrücklich in einem der vorstehenden Punkte dem Manage-
ment oder dem Obmann/der Obfrau vorbehalten sind. 

Der Vorstand der Sozialversicherungsanstalt der Bauern hat sich die Zuständigkeit in nachstehenden dienst-
rechtlichen Angelegenheiten vorbehalten: 

 - Die Beschlussfassung über die Bestellung, Einreihung (bzw. die in diesem Zusammenhang vorgesehene 
Leitungs-, Bereichsleitungs- oder Funktionszulage), Kündigung, Entlassung und Versetzung in den Ruhe-
stand des/der leitenden Angestellten, dessen/deren bestellter ständiger und nicht ständiger Stellvertre-
ter/Stellvertreterinnen, des leitenden Arztes/der leitenden Ärztin, dessen/derer bestellter ständiger 
Stellvertreter/Stellvertreterin, aller in Gehaltsgruppe F einzureihenden Bediensteten mit leitender Funktion, 
des ärztlichen Leiters/der ärztlichen Leiterin in den vormals eigenen Einrichtungen sowie der Pflegedienst-
leitung. 

Bei jeweils mehr als einem Bewerber/einer Bewerberin ist ein Hearing vorzunehmen; das Ergebnis ist dem 
Vorstand zur Entscheidung vorzulegen. In Fällen besonderer Dringlichkeit ist die Entscheidung vom Ma-
nagement wahrzunehmen, dem Vorstand ist darüber mit entsprechender Begründung in der nächsten Sitzung 
zu berichten. 

 - Erlassung grundsätzlicher Richtlinien für die Gewährung von ermessensabhängigen Zulagen und Pauscha-
lien, freiwilligen sozialen Zuwendungen, Gehaltsvorschüssen etc. 

 - Erstellung von Dienstpostenplänen. 

 - Kündigung von unkündbaren Bediensteten in eigenen Einrichtungen gemäß §§ 146 Abs. 6 DO.A, 131 
Abs. 6 DO.B und 132 Abs. 6 DO.C bzw. Bediensteten mit erhöhtem Kündigungsschutz gemäß §§ 22 Abs. 4 
und 5 DO.A, 22 Abs. 5 und 6 DO.B und 20 Abs. 4 DO.C. 

 - Versetzung in den Ruhestand gemäß §§ 149 Abs. 4 DO.A, 206 Abs. 4 DO.A, 134 Abs. 4 DO.B, 184 Abs. 4 
DO.B, 137 Abs. 4 DO.C und 182 Abs. 4 DO.C. 

 - Genehmigung der Vertretung eines Vertrags(fach)arztes/einer Vertrags(fach)ärztin der Sozialversicherungs-
anstalt der Bauern durch einen angestellten Arzt/eine angestellte Ärztin in begründeten Ausnahmefällen. 

 - Gewährung eines Sonderurlaubes zu Ausbildungszwecken unter Fortzahlung des halben Schemabezuges für 
Ärzte und Ärztinnen in Krankenanstalten gemäß § 20 Abs. 3 DO.B.“ 
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 2. Beschluss vom 13. März 2002, Punkt 13 der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Der Vorstand beschließt mit sofortiger Wirksamkeit die folgende Übertragung der rechtsgeschäftlichen Ver-
fügungen: 

Wertgrenze Zuständigkeit 

bis € 20.000,00 (ATS 275.206,00) Büro mit Regelung über Dienstanweisung 

Feststellungen: 

 - Die Beträge verstehen sich exklusive Mehrwertsteuer 

 - Die Wertgrenzen beziehen sich auf das einzelne Rechtsgeschäft; bei Gütern und Dienstleistungen auf den 
Auftragswert, bei Ausscheidung von Inventargegenständen, die nicht ersetzt werden, auf den seinerzeitigen 
Anschaffungswert und bei Ausscheidungen, die mit einer Ersatz-, Erweiterungs- oder Rationalisierungsinvesti-
tion verbunden sind, auf den Wert der Investition. Die Zuständigkeit bei der Ausscheidung von Inventargegen-
ständen liegt grundsätzlich beim Büro.“ 

 3. Beschluss vom 12. Dezember 2000, Punkt 12d der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Mit Wirksamkeit ab 1. Jänner 2001 wird die Entscheidung zur Abschreibung von uneinbringlichen Beiträgen 
bis S 50.000,00 dem Büro übertragen.“ 

 4. Beschluss vom 11. Dezember 2001, Punkt 19c der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Die Entscheidung über die Abschreibung fällt ab 1. Jänner 2002 in die Kompetenz des Büros bis € 3.650,00 (S 
50.225,10).“ 

 5. Beschluss vom 12. Dezember 2000, Punkt 12d der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Mit Wirksamkeit ab 1. Jänner 2001 wird die Entscheidung zur Herabsetzung der Beitragsgrundlage bei einer 
freiwilligen Weiterversicherung dem Büro übertragen.“ 

 6. Beschluss vom 6. März 2001, Punkt 19b der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 1. Jänner 2001 wird das Vorstandsmitglied (der Versichertenanwalt) des Bundeslandes, der Regionalbüro-
leiter, dessen ständiger Stellvertreter bzw. sonstige – bei Bedarf – vom Management hiezu beauftragte Bediens-
tete für das jeweilige Regionalbüro zur Zeichnungsberechtigung gegenüber Geldinstituten ermächtigt. Die 
Zeichnung für das Bankkonto des Regionalbüros hat dabei jeweils durch zwei der vorgenannten Personen zu 
erfolgen“ 

 7. Beschluss vom 26. Jänner 2016, Punkt --- der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Die nachstehenden Abteilungsleiter werden grundsätzlich ab 1. Jänner 2016 beauftragt, die SVB im Innen- als 
auch Außenverhältnis in den diesen Bediensteten zugewiesenen Aufgabenbereichen zu vertreten, wobei der 
konkrete Umfang dieser Kompetenz vom jeweils ressortzuständigen Direktionsmitglied mittels Dienstanwei-
sung klar und eindeutig zu regeln ist. 

AL Mag. Karin Goldenits Beitragswesen 
AL Dir.Rat Dr. Franz Riedl Leistungswesen KV, UV, GW 
AL Dr. Harald Jilke Leistungswesen PV 
AL Dir.Rat Dr. Christian Figl Rechtswesen/Legistik 
AL Dir.Rat Ing. Rudolf Fink Betriebsorganisation/Informatik 
AL Mag. Robert Fischer 
AL Dir.Rat Dr. Georg Schwarz 

Finanzplanung, Controlling und GLB 
Öffentlichkeitsarbeit, Schulungswesen, ED und 
Direktionssekretariat 

Die Kompetenzausweitung kann durch die Änderung der entsprechenden Dienstanweisung als auch durch ei-
nen neuerlichen Grundsatzbeschluss des Vorstandes jederzeit verändert bzw. entzogen werden.“ 

 8. Beschluss vom 26. Jänner 2016, Punkt --- der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 01.01.2016 werden die nachstehenden Gruppen von Entscheidungsfällen dem Büro übertragen, welche 
dieses ohne Mitwirkung des regionalen Leistungsausschusses entscheiden kann. 

UNFALLVERSICHERUNG 

 A Entscheidungsfälle hinsichtlich zeitlich uneingeschränkter Versicherungsfälle von § 8 ASVG-
Versicherten, für die die Sozialversicherungsanstalt der Bauern gemäß § 28 ASVG leistungszuständig ist 
sowie hinsichtlich Versicherungsfällen von gemäß § 3 BSVG-Versicherten, die bis einschließlich 
31. Dezember 1998 eingetreten sind. 

 1. Anerkennung von Leistungsansprüchen 

 a) Die Anerkennung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten dem Grunde nach und die Gewährung der 
folgenden Leistungen, wenn und soweit keine Ausnahmetatbestände nach Punkt 1. lit.aa) vorliegen: 

 - Unfallheilbehandlung (§ 189 ASVG), 

 - Tag- bzw. Familiengeld (§ 195 ASVG), 

 - Besondere Unterstützung (§ 148v), sofern der Unterstützungsgrund in den Richtlinien des Vorstandes 
über besondere Unterstützung angeführt ist 

 - Körperersatzstücke, orthopädische Behelfe und andere Hilfsmittel (§ 202 ASVG), 
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 - Versehrtenrenten (Gesamtvergütungen, befristete Renten), 

 - Gesamtrenten, 

 - Versehrtengeld (§ 212 ASVG), 

 - Witwen(Witwer)renten, 

 - Waisenrenten und Kinderzuschüsse bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, 

über diesen Zeitpunkt hinaus nur dann, wenn 

 - Kindeseigenschaft wegen Schul- oder Berufsausbildung weiter besteht, 

 - die Kindeseigenschaft wegen der Teilnahme an einem Freiwilligen Sozialjahr, einem Freiwilligen 
Umweltschutzjahr, einem Gedenkdienst oder einem Friedens- und Sozialdienst im Ausland nach 
dem Freiwilligengesetz, BGBl. I Nr. 17/2012, weiter besteht, 

 - die Kindeseigenschaft wegen Erwerbsunfähigkeit weiter besteht, 

 - über die verlängerte Kindeseigenschaft bereits der regionale Leistungsausschuss oder ein anderer 
Träger der gesetzlichen Unfall- oder Pensionsversicherung entschieden hat, 

 - Witwen(Witwer)beihilfe (§ 213 ASVG), 

 - Teilersatz der Bestattungskosten (§ 214 Abs. 1 bis 4 ASVG), 

 - Abfertigung von Witwen(Witwer)renten gemäß § 215a Abs. 1 ASVG, 

 - Pflegegeld (§§ 3 ff Bundespflegegeldgesetz). 

 aa) Von der Übertragung sind folgende Gewährungen ausgenommen: 

 - Leistungen an Angehörige des Versicherten in Fällen des § 88 Abs. 2 ASVG, 

 - Leistungen, wenn Verschollenheit anzunehmen ist, 

 - Leistungen, für die die Bemessungsgrundlage festzusetzen ist (§ 179 Abs. 3 ASVG - kurze Versiche-
rungsdauer, § 180 ASVG – Personen unter 30 Jahren, § 182 ASVG - nach billigem Ermessen), 

 - Witwen(Witwer)renten nach Abfertigung bei Wiederverehelichung (§ 215a Abs. 2 ASVG), 

 - Witwerrenten nach den am 31. Mai 1981 in Geltung gestandenen Bestimmungen (Art. II Abs. 9 der 36. 
Novelle zum ASVG), 

 - Kinderzuschüsse für Enkel. 

 b) Erhöhung von Leistungen, wenn und soweit keine Ausnahmetatbestände nach lit. aa) vorliegen 

 2. Ablehnung, Entziehung und Herabsetzung von Leistungen 

 a) Ablehnung 

 - der Leistungspflicht dem Grunde nach 

 • in Fällen, in denen ein schädigendes Ereignis nicht als Unfall zu qualifizieren ist, 

 • in Fällen, in denen zum Zeitpunkt des schädigenden Ereignisses keine Pflichtversicherung in der 
bäuerlichen Unfallversicherung bestanden hat, 

 • wenn nach anstaltsärztlicher Feststellung geklärt ist, dass das vorhandene Leiden nicht Folge eines 
Arbeitsunfalls oder die Erkrankung keine Berufskrankheit ist, 

 • wenn nach anstaltsärztlicher Feststellung geklärt ist, dass der Anspruchsberechtigte wegen einer 
schon bestehenden Disposition (innere Ursache) zu Schaden gekommen ist, 

 • bei Unfällen, die sich bei Spiel und Sport ereignet haben, 

 • bei Unfällen (Berufskrankheiten) von Kindern, die bei Eintritt des schädigenden Ereignisses das 6. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 

 - von Rentenansprüchen wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit von weniger als 20 % (§ 203 ASVG), 

 - von Pflegegeldern in Fällen, in denen der Versehrte eine Vollrente nicht bezieht, 

 - von Anträgen auf Weitergewährung einer Waisenrente bzw. eines Kinderzuschusses wegen Erwerbsun-
fähigkeit, wenn das Kind noch zumindest mittelschwere Arbeiten verrichten kann. 

 b) Entziehung von 

 - Versehrtenrenten bei Absinken der Erwerbsminderung auf weniger als 20 %, 

 - Versehrtenrenten auf Zeit für die Dauer der Weigerung der Duldung einer Nachuntersuchung oder 
Beobachtung (§ 99 Abs. 2), 

 - über das vollendete 18. Lebensjahr hinaus weitergewährten Waisenrenten bzw. Kinderzuschüssen 
wegen Beendigung der Schul- oder Berufsausbildungn oder wegen Beendigung eines Einsatzes, der eine 
Form des freiwilligen Engagements nach dem Freiwilligengesetz, BGBl. I Nr. 17/2012, darstellt (§§ 97 
Abs. 3, 99, 207, 218 iVm § 252 Abs. 2 ASVG). 

 c) Herabsetzung von Leistungen, wenn und soweit keine Ausnahmetatbestände nach Punkt 1. lit. aa) vorlie-
gen. 

 3. Sonstige Entscheidungen 

 a) Rückforderungen von zu Unrecht erbrachten Leistungen bis zu einem Betrag von € 2.000,00 

 b)- Verwirken (§ 88 ASVG) 
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 - Ruhen (§§ 89, 90a ASVG) 

 - Übertragung und Verpfändung (§ 98 ASVG), soweit es nicht die dem Management durch Vorstandsbe-
schluss übertragene Kompetenz betrifft 

 - Pfändung (§ 98a ASVG) 

 - Aufrechnung (§ 103 ASVG) 

 - Bestimmung des Zahlungsempfängers (§ 106 ASVG) 

 c) Feststellung der Bezugsberechtigung gemäß § 107a ASVG, 

 d) Zurückweisung von Leistungsanträgen (§ 362 ASVG), 

 e) Feststellung der Berechtigung zur Fortsetzung eines Verfahrens gemäß § 408 ASVG, 

 f) Wiederaufnahme des Verfahrens (§ 69 AVG) bzw. rückwirkende Herstellung des gesetzlichen Zustandes 
(§ 101 ASVG). 

 B Entscheidungsfälle hinsichtlich von Versicherungsfällen gemäß § 3 BSVG-Versicherter, die ab dem 
1. Jänner 1999 eintreten. 

 1. Anerkennung von Leistungsansprüchen 

 a) Die Anerkennung von Arbeitsunfällen (§ 148c Abs. 1), von Auch-Arbeitsunfällen (§ 148c Abs. 2), von 
den Arbeitsunfällen gleichgestellten Unfällen (§ 148d) und von Berufskrankheiten (§ 148e) sowie die 
Gewährung der folgenden Leistungen, wenn und soweit keine Ausnahmetatbestände nach lit. aa) vorlie-
gen: 

 - Unfallheilbehandlung (§ 148p), 

 - Teilersatz für Ersatzarbeitskräfte (§ 148u), 

 - Besondere Unterstützung (148v), sofern der Unterstützungsgrund in den Richtlinien des Vorstandes 
über besondere Unterstützung angeführt ist, 

 - Körperersatzstücke, orthopädische Behelfe und andere Hilfsmittel (§ 149c), 

 - Betriebsrenten (befristete Renten), 

 - Obligatorische Abfindung der weggefallenen Betriebsrente gemäß § 148j Abs. 2, 

 - Gesamtrenten (§ 149l), 

 - Versehrtengeld (§ 149g), 

 - Witwen(Witwer)renten (§ 149o), 

 - Waisenrenten (§ 149r) bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, über diesen Zeitpunkt hinaus nur dann, 
wenn 

 • die Kindeseigenschaft wegen Schul- oder Berufsausbildung weiter besteht, 

 • die Kindeseigenschaft wegen der Teilnahme an einem Freiwilligen Sozialjahr, einem Freiwilligen 
Umweltschutzjahr, einem Gedenkdienst oder einem Friedens- und Sozialdienst im Ausland nach 
dem Freiwilligengesetz, BGBl. I Nr. 17/2012, weiter besteht, 

 • die Kindeseigenschaft wegen Erwerbsunfähigkeit weiter besteht, 

 • über die verlängerte Kindeseigenschaft bereits der Leistungsausschuss der Anstalt im Bereich der 
Pensionsversicherung oder ein anderer Träger der gesetzlichen Unfall- oder Pensionsversicherung 
entschieden hat, 

 - Teilersatz der Bestattungskosten (§ 149n), 

 - Abfertigung von Witwen(Witwer)renten (§ 149p) 

 - Pflegegeld (§ 3 ff Bundespflegegeldgesetz). 

 aa) Von der Übertragung sind folgende Gewährungen ausgenommen: 

 - Leistungen, wenn Verschollenheit anzunehmen ist (§ 52), 

 - Leistungen an Angehörige im Falle des Verwirkens der Leistung (§ 53 Abs. 2), 

 - Witwen(Witwer)renten nach Abfertigung bei Wiederverehelichung (§ 149p Abs. 2). 

 b) Erhöhung von Leistungen 

 2. Ablehnung, Entziehung und Herabsetzung von Leistungen 

 a) Ablehnung 

 - der Leistungspflicht dem Grunde nach 

 • in Fällen, in denen ein schädigendes Ereignis nicht als Unfall zu qualifizieren ist, 

 • in Fällen, in denen zum Zeitpunkt des schädigenden Ereignisses keine Pflichtversicherung in der 
bäuerlichen Unfallversicherung bestanden hat, 

 • wenn nach anstaltsärztlicher Feststellung geklärt ist, dass das vorhandene Leiden nicht Folge eines 
Arbeitsunfalls oder die Erkrankung keine Berufskrankheit ist, 

 • wenn nach anstaltsärztlicher Feststellung geklärt ist, dass der Anspruchsberechtigte wegen einer 
schon bestehenden Disposition (innere Ursache) zu Schaden gekommen ist, 

 • bei Unfällen, die sich bei Spiel und Sport ereignet haben, 
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 • bei Unfällen (Berufskrankheiten) von Kindern, die bei Eintritt des schädigenden Ereignisses das 6. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 

 - von Rentenansprüchen wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit von weniger als 20 v.H. zum Zeitpunkt 
des Anfalls (§ 149d Abs. 1), 

 - von Pflegegeldern in Fällen, in denen der Versehrte eine Vollrente nicht bezieht, 

 - von Pflegegeldern in Fällen, in denen der festgestellte Pflegeaufwand den für den Anspruch auf Pflege-
geld in Höhe der Stufe 1 erforderlichen durchschnittlichen monatlichen Pflegebedarf nicht erreicht, 

 - von Anträgen auf Weitergewährung einer Waisenrente wegen Erwerbsunfähigkeit, wenn das Kind noch 
zumindest mittelschwere Arbeiten verrichten kann, 

 - von Versehrtengeldern bzw. Einkommensanrechnung bei Versehrtengeldern, 

 - Ablehnung eines Teilersatzes für Ersatzarbeitskräfte (§ 148u). 

 b) Entziehung von 

 - Betriebsrenten bei Absinken der Erwerbsminderung auf weniger als 20 v.H., 

 - Betriebsrenten auf Zeit für die Dauer der Weigerung der Duldung einer Nachuntersuchung oder 
Beobachtung (§ 63 Abs. 2) 

 - über das vollendete 18. Lebensjahr hinaus weitergewährten Waisenrenten wegen Beendigung der Schul- 
oder Berufsausbildung oder wegen Beendigung eines Einsatzes, der eine Form des freiwilligen Enga-
gements nach dem Freiwilligengesetz, BGBl. I Nr. 17/2012, darstellt (§§ 63 und 149r iVm § 119 
Abs. 2). 

 c) Herabsetzung von Leistungen. 

 3. Sonstige Entscheidungen 

 a) Rückforderungen von zu Unrecht erbrachten Leistungen bis zu einem Betrag von € 2.000,00 

 b) Entscheidungen im Zusammenhang mit 

 - einem Verwirken (§ 53), 

 - einem Ruhen (§§ 54, 149i), 

 - einer Übertragung oder Verpfändung (§ 61), soweit es nicht die dem Management durch Vorstandsbe-
schluss vorbehaltene Erteilung der Zustimmung zur Übertragung betrifft, 

 - einer Pfändung (§ 62), 

 - einer Aufrechnung (§ 67), 

 - der Bestimmung des Zahlungsempfängers (§ 71), 

 - einem Anrechnungsverzicht bei Versehrtengeld (§ 149g Abs. 4). 

 c) Feststellung der Bezugsberechtigung gemäß § 73, 

 d) Zurückweisung von Leistungsanträgen (§ 362 ASVG), 

 e) Feststellung der Berechtigung zur Fortsetzung eines Verfahrens (§ 408 ASVG), 

 f) Wiederaufnahme des Verfahrens (§ 69 AVG) bzw. rückwirkende Herstellung des gesetzlichen Zustandes 
(§ 65). 

Der Übertragungsbeschluss darf nicht ausdehnend ausgelegt werden; Zweifelsfälle sind jedenfalls dem 
Ausschuss vorbehalten. 

PENSIONSVERSICHERUNG 

 1. Anerkennung von Leistungsansprüchen 

 a) Gewährung von Pensionen/Übergangspensionen und Feststellung der Erwerbsunfähigkeit (§ 124a BSVG), 
wenn und soweit keine Ausnahmetatbestände nach lit. aa) vorliegen. 

 aa) Von der Übertragung sind folgende Gewährungen ausgenommen: 

 - Leistungen an Angehörige des Versicherten in Fällen des § 53 Abs. 2 BSVG, 

 - Leistungen, wenn Verschollenheit anzunehmen ist. 

 b) Gewährung von Abfertigungen von Witwen(Witwer)pensionen gemäß § 137 Abs. 1 BSVG und von 
Abfindungen gemäß § 139a Abs. 1 Z 1 BSVG. 

 c) Gewährung von Kinderzuschüssen 

 d) Gewährung von Ausgleichszulage, wenn und soweit keine Ausnahmetatbestände nach lit. da) vorliegen. 

 da) Von der Übertragung sind Fälle ausgenommen, in denen 

 - auf gemäß § 140 Abs. 3 BSVG zu bewertende Ausgedinge oder Unterhaltsansprüche u.ä. verzichtet 
wurde oder diese nicht geltend gemacht werden, 

 - Entscheidungen nach § 140 Abs. 8 BSVG (Härtefälle) zu treffen sind. 

 e) Erhöhung von Leistungen, wenn und soweit keine Ausnahmetatbestände nach lit. aa) bzw. lit. da) vorliegen.  
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 2. Ablehnung, Entziehung, Herabsetzung und Wegfall von Leistungsansprüchen 

 a) Ablehnung von Pensionsanträgen, Weitergewährungsanträgen und Anträgen auf Feststellung der Erwerbs-
unfähigkeit, 

 - wenn der Versicherungsfall nicht eingetreten, die Wartezeit und/oder besondere Vorraussetzungen nicht 
gegeben sind, 

 - bei Anträgen auf Weitergewährung von Waisen(übergangs)pension über das vollendete 18. Lebensjahr 
hinaus, wenn die Vorraussetzungen für die Verlängerung der Kindeseigenschaft (119 Abs. 2 BSVG) 
nicht gegeben sind, weil weder eine Schul- oder Berufsausbildung bzw. Tätigkeit nach dem Freiwilli-
gengesetz ausgeübt wird noch Erwerbsunfähigkeit angenommen werden kann. 

 aa) Von der Übertragung ausgenommen sind die Fälle nach Punkt 1 lit. aa) und da) sowie Ablehnungen von 
Pensionsanträgen aufgrund fehlender Schwerarbeitsmonate. 

 b) Ablehnung von Abfertigungen von Witwen(Witwer)pensionen gemäß § 137 Abs. 1 Z 1 BSVG. 

 c) Ablehnung von Anträgen auf Weitergewährung eines Kinderzuschusses über das vollendete 18. Lebensjahr 
hinaus. 

 d) Ablehnung von Anträgen auf Ausgleichszulage, wenn unbedenkliche Unterlagen über die Einkommensver-
hältnisse vorhanden sind und keine Ausnahmetatbestände nach Punkt 1. lit. da) vorliegen. 

 e) Entziehung von Erwerbsunfähigkeitspensionen und über das 18. Lebensjahr hinaus weitergewährten 
Waisen(übergangs)pensionen. 

 ea) Von der Übertragung ausgenommen sind Fälle nach Punkt 1. lit. aa). 

 f) Herabsetzung von Leistungen 

 fa) Von der Übertragung ausgenommen sind Fälle, bei denen ein Tatbestand nach Punkt 1 lit. aa) bzw. da) 
wesentlich ist. 

 3. Sonstige Entscheidungen 

 a) Zurückweisung von Leistungsanträgen gemäß § 182 BSVG iVm § 362 ASVG. 

 b) Rückwirkende Herstellung des gesetzlichen Zustandes (§§ 65, 108b BSVG) und Wiederaufnahme des 
Verfahrens (§ 69 AVG), sofern die abzuändernde Entscheidung ohne Mitwirkung des regionalen Leistungs-
ausschusses ergangen ist. 

 c) Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen bis zu einem Betrag von € 2.000,00. 

 d) Feststellung der Bezugsberechtigung nach § 73 BSVG. 

 e) Feststellung der Berechtigung zur Fortsetzung eines Verfahrens nach § 408 ASVG iVm § 182 Z 3 BSVG. 

 f) Feststellung von Versicherungszeiten inkl. Feststellung von Schwerarbeitszeiten. 

 fa) Von der Übertragung ausgenommen sind Ablehnungen von Schwerarbeitszeiten. 

 g) Entscheidung über 

 - Verwirkung (§ 53 BSVG) 

 - Ruhen (§§ 54 und 57a BSVG) 

 - Übertragung und Verpfändung (§ 61 BSVG) soweit es nicht die dem Management durch Vorstandsbe-
schluss vorbehaltene Erteilung der Zustimmung zur Übertragung betrifft 

 - Pfändung (§ 62 BSVG) 

 - Aufrechnung (§ 67 BSVG) 

 - Bestimmung des Zahlungsempfängers (§ 71 BSVG) 

 - Teilung der Pension gemäß § 71 Abs. 4 BSVG. 

 h) Entscheidung über Leistungen nach dem Bundespflegegeldgesetz. 

 ha) Ausgenommen sind Entscheidungen über 

 - die Herabsetzung eines Pflegegeldes 

 - die Entziehung eines Pflegegeldes 

 - die Einstellung des Pflegegeldes gemäß § 20 BPGG 

 - die Gewährung von Sachleistungen gemäß § 20 BPGG 

 - die Zuerkennung oder Ablehnung von Pflegegeld bei Personen unter drei Jahren 

 - die Feststellung der Stufe des Pflegegeldes eines zwischen Antragstellung und Untersuchung Verstorbe-
nen, falls dies medizinisch nicht möglich ist 

 - die Rückforderung zu Unrecht erbrachter Pflegegelder über einem Betrag von € 2.000,00. 

Der Übertragungsbeschluss darf nicht ausdehnend ausgelegt werden; Zweifelsfälle sind jedenfalls dem 
Ausschuss vorbehalten.“ 
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 9. Beschluss vom 26. Jänner 2016, Punkt --- der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 01.01.2016 werden im Bereich des Gesundheitswesens die nachstehenden Gruppen von Entscheidungsfäl-
len an das Büro übertragen, welche dieses ohne Mitwirkung des regionalen Leistungsausschusses entscheiden 
kann: 

 a) Früherfassung der für die Maßnahmen der Rehabilitation in Betracht kommenden Personen, Rehabilitati-
onsberatung im Krankenhaus (§§ 5 und 51 der Richtlinien Gesundheitswesen), 

 b) Die Durchführung der Jugendlichenuntersuchung (§ 3 Abs. 1), 

 c) Information und Beratung der Behinderten über Ziel und Möglichkeiten der Rehabilitation (§ 8), 

 d) Entscheidung über notwendige Maßnahmen in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen vor endgültiger 
Klärung der Zuständigkeit (§ 11 Abs. 5) gegen nachträgliche Berichterstattung an den Leistungsausschuss, 

 e) Behinderungsfeststellung mit Ausnahme der Fälle bis zur Vollendung des 35. Lebensjahres des zu Beurtei-
lenden in Verbindung mit einem Grenzkalkül „Verrichtung von Schwerarbeiten ganztägig mit Pausen oder 
fallweise“, 

 f) Entscheidung über ärztliche Hilfe, Heilmittel, Heilbehelfe, Körperersatzstücke, orthopädische Behelfe und 
andere Hilfsmittel bzw. PKW-Perfektionsstunden (§§ 25 Abs. 1, 30, 32), 

 g) Erbringung der sozialen Betriebshilfe (§§ 38 und 39 der Richtlinien Gesundheitswesen) ab Einsatzbeginn 
gegen nachträgliche Berichterstattung an den Leistungsausschuss, 

 h) Erbringung der Rehabilitationshilfe ab Einsatzbeginn, Lohnmaschinenhilfe und Akkordarbeitshilfe insge-
samt bis zur Höhe von 20 % der Bemessungsgrundlage gemäß § 148f Abs. 1 BSVG pro Einsatzjahr, 

 i) Vergütung von Reise- und Transportkosten (§ 37), 

 j) Entscheidung über Zehr- und Nächtigungsgeld (§ 41), 

 k) Vergütung der Kosten einer Heimpflegeschulung bzw. von Aufenthaltskosten für Hilfs-(Pflege)personen 
(§§ 24, 40), 

 l) Entscheidung über das Übergangsgeld (§ 33), 

 m) Zahlung von Sozialversicherungsbeiträgen (§ 36 Abs. 1 und 3) 

 n) Geltendmachung zu Unrecht erbrachter Leistungen gegenüber den zuständigen Einrichtungen/Trägern 
(§ 49), 

 o) Ablehnung von Maßnahmen der Rehabilitation im Zusammenhang mit einer Antragstellung auf Erwerbsun-
fähigkeitspension (§ 123 iVm § 182 Z 3 lit. a BSVG), 

 p) Befreiung von der Zuzahlung gemäß den Hauptverbandsrichtlinien zu § 31 Abs. 5 Z 27 ASVG, 

 q) Bewilligung und Ablehnung von medizinischen Maßnahmen gemäß §§ 18, 20, 21, 23, 24 und 25 Abs. 2 der 
Richtlinien Gesundheitswesen gegen nachträgliche Berichterstattung an den Leistungsausschuss, 

 r) Entscheidung über Erholungs- bzw. Therapieaufenthalte für Körper- und Mehrfachbehinderte (§ 32) gegen 
nachträgliche Berichterstattung an den Leistungsausschuss, 

 s) Erbringung von Hilfsmaßnahmen gemäß § 27 Abs. 1 Z 3 lit. b) und c) der Richtlinien Gesundheitswesen, 
insgesamt bis zur Höhe von 20% der Bemessungsgrundlage gemäß § 148f Abs. 1 BSVG pro Versicherten. 

Der Übertragungsbeschluss darf nicht ausdehnend ausgelegt werden; Zweifelsfälle sind jedenfalls dem 
Ausschuss vorbehalten.“ 

 10. Beschluss vom 29. Oktober 2002, Punkt 10 der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 1. Oktober 2002 wird die Abschreibung von Kostenanteilsforderungen im Falle der Uneinbringlichkeit 
dem Büro mit der Maßgabe einer einmal jährlichen Berichterstattung an den Vorstand im Nachhinein übertra-
gen.“ 

 11. Beschluss vom 26. März 2008, Punkt 18 der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 01.01.2008 werden dem Büro (§ 4 Abs. 2 der Satzung) jene laufenden Angelegenheiten übertragen, soweit 
diese nicht bereits als Einzelobliegenheit Ausschüssen oder dem/der Obmann/Obfrau übertragen sind. Im Bü-
robereich ist hierbei durch allgemeine Weisungen eine gleichmäßige Anwendung der gesetzlichen, satzungs-
mäßigen und dienstordnungsmäßigen Vorschriften sowie eine einheitliche Durchführung der Beschlüsse der 
Verwaltungskörper sicher zu stellen.“ 

 12. Beschluss vom 16. Dezember 2008, Punkt 12 der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 01.01.2009 werden vom Vorstand folgende laufende Angelegenheiten aus dem IT-Bereich an das Büro 
übertragen: 

 1. Grundsätzliche Entscheidungen zur Teilnahme der SVB an gemeinsamen IT-Lösungen, IT-Projekten oder 
IT-Studien innerhalb der Sozialversicherung, sofern die anfallenden Kostenanteile pro Abrechnungsjahr 
nicht mehr als EUR 70.000,- (excl. MWSt.) betragen. 

 2. Folgeentscheidungen in von bereits durch den Vorstand genehmigten oder das Büro gemäß Pkt. 1 entschie-
denen IT-Lösungen oder Projekten, sofern eine Kostensteigerung von mehr als 50% gegenüber dem vorheri-
gen Abrechnungsjahr nicht überschritten wird.“ 
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 13. Beschluss vom 31. März 2014, Punkt 17 der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 01.04.2014 werden dem Büro im Sinne des Vorstandsbeschlusses vom 30.11.2011 ablehnende Entschei-
dungen über freiwillige Kapitalabfindungen gemäß § 148j Abs. 1 BSVG und § 184 ASVG übertragen.“ 

 14. Beschluss vom 31. März 2014, Punkt 16 der Tagesordnung der Vorstandssitzung: 

„Ab 01.04.2014 werden dem Büro Vermögensveranlagungen in Form von Einlagen (kurz- und langfristig) bei 
Geldinstituten, in Form von Wertpapieren sowie in Wertpapier-Fonds übertragen, wobei einzelne Veranla-
gungsgeschäfte den Betrag von € 30 Mio. nicht übersteigen dürfen. Dem Vorstand ist halbjährlich über die Hö-
he und die Zusammensetzung des Vermögens an Termineinlagen, Wertpapieren und Wertpapier-Fonds Bericht 
zu erstatten.“ 

* 

Die 5. Änderung des Anhanges zur Geschäftsordnung des Vorstandes wurde vom Vorstand der Sozialversiche-
rungsanstalt der Bauern am 28. September 2016 beschlossen. 

 

Die Obfrau: Der leitende Angestellte: 
Meier Ledermüller 
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